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BCBS 239 – Modernisierung der Risikosteuerung 
Vorstellung eines Implementierungsansatzes im Umfeld der jüngeren 
regulatorischen Entwicklung bis hin zur Europäischen Bankenunion 

Der Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht (BCBS) hat mit den Anfang 2013 verabschiedeten „Grundsätzen 

für die effektive Aggregation von Risikodaten und die Risikoberichterstattung“ (BCBS 239) den Fokus auf die 

fachliche und technische Architektur des Risikoreportings gelegt. Die BCBS 239 stellen komplexe und weit-

reichende Anforderungen an unterschiedliche Unternehmensbereiche – vom Front-Office bis zum Vorstand 

– und über die komplette Datenverarbeitung hinweg. Zur Erfüllung der BCBS 239 ist daher wichtig alle Impli-

kationen für das einzelne Institut vollständig zu identifizieren. Gleichzeitig können die Implikationen so weit-

reichend und voneinander abhängig sein, dass die Inhalte und notwendigen Anpassungen vielschichtig sind.

Dies ist insbesondere für Banken, die eine heterogene Systemlandschaft pflegen, eine Herausforderung. Der

vorliegende Implementierungsansatz gewährleistet eine vollständige Identifikation der Implikationen und

reduziert die Komplexität durch die Überführung in Handlungsfeldern.

Die Ausarbeitung ordnet zunächst die BCBS 239 Anforderungen 

in die Entwicklungen der Bankenregulierung seit der Finanz-

krise 2007 ein. Nachfolgend werden die grundsätzlichen Züge 

der BCBS 239 wie zum Beispiel Geltungsbereich, zeitlicher Rah-

men, Zielsetzung, sowie grundlegender Aufbau und Inhalt dar-

gelegt. Auf dieser Basis wird ein mehrdimensionales Modell zur 

vollständigen Identifikation von Implikationen und gleichzeiti-

ger Reduktion von Komplexität entwickelt.  

Aufsichtsrechtliche Entwicklung 

Die globale Finanz- und Wirtschaftskrise aus 2007/2008 führte 

zu erhöhter, staatlicher Zusammenarbeit, insbesondere auf 

Ebene der G20 (Forum der Finanzminister, Zentralbanker und 

Regierungschefs der stärksten 20 Industrienationen). Ausge-

hend von der Erkenntnis, dass die globalen Finanzmärkte nicht 

durch die lokalen, nationalen Aufsichtsbehörden kontrolliert 

werden können, wurde im Jahr 2009 das Financial Stability 

Board (FSB) gegründet. Die Hauptaufgabe des FSB ist die Koor-

dinierung der Aufsichts- und Regulierungstätigkeit der G20 

Mitgliedstaaten.  

Auf Basis der Konsensbildung des FSB wird durch die Standard-

setzer (insb. BCBS - Basel Committee on Banking Supervision) 

die Harmonisierung der nationalen Bankenaufsichtsstandards 

betrieben. Zu diesem Zweck werden vom BCBS internationale 

Standards und Empfehlungen ausgearbeitet, die in der EU über 

Richtlinien in nationales Recht der EU-Mitglieder überführt 

werden. 

Für die Entwicklung von einheitlichen Aufsichtsstandards, Leit-

linien und Empfehlungen, sowie die Überwachung der Anwen-

dung von EU-Recht wurde zusätzlich im Jahr 2010 das Europä-

ische Finanzaufsichtssystem (ESFS - European System of Finan-

cial Supervision) gegründet. Das ESFS besteht aus drei europä-

ischen Finanzaufsichtsbehörden (ESAs - European Supervisory 

Authorities) für 

 das Bankwesen (EBA - European Banking Authority),

 das Versicherungswesen (EIOPA - European Insurance

and Occupational Pensions Authority),

 und das Wertpapierwesen (ESMA - European Securi-

ties and Markets Authority),
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sowie dem für die makroprudenzielle Aufsicht verantwortli-

chen Europäischen Ausschuss für Systemrisiken (ESRB - Euro-

pean Systemic Risk Board). 

Die relevante Einheit für 

Banken ist in diesem 

Konstrukt die EBA, die 

die nationalen Bemü-

hungen ergänzt und ein-

heitliche Prinzipien für 

die Mitgliedstaaten der 

EU (SRB - Single Rule-

book) erstellt. 

Schlussendlich werden 

die Richtlinien in natio-

nale Rechtsordnungen 

übernommen und von 

den nationalen Auf-

sichtsbehörden (NCA - 

National Competent Au-

thority) überwacht. 

Bankenunion in der EU 

Aufbauend auf dem 

Konstrukt aus FSB, in-

ternationalen Standardsetzern und ESFS einigten sich die eu-

ropäischen Finanzminister 2012/2013 auf die Schaffung eines 

einheitlichen Bankenaufsichtsmechanismus (SSM - Single Su-

pervisory Mechanism). Der SSM ergänzt die Vereinheitlichung 

der Aufsichtsstandards auf europäischer Ebene um ein über-

greifendes Prinzip zur einheitlichen Bankenaufsicht. Mit dem 

SSM werden alle Banken des Euroraums, deren Bilanzsummen 

mehr als 30 Milliarden Euro oder 20 Prozent der Wirtschafts-

leistung eines Landes betragen, direkt der einheitlichen Auf-

sicht durch die EZB unterstellt.1 Als Vorbereitung auf die Über-

nahme der einheitlichen Bankenaufsicht hat die EZB, gemein-

sam mit den nationalen Aufsichtsbehörden, in 2013 und 2014 

eine Bankenprüfung bestehend aus Balance Sheet Assess-

ment, Asset Quality Review und Stresstest durchgeführt. 

In 2014 erfolgte weiterhin die förmliche Verabschiedung der 

Regelungen für den einheitlichen Bankenabwicklungsmecha-

nismus (SRM - Single Resolution Mechanism) und die Übertra-

gung von nationalen Kompetenzen auf zentrale Institutionen 

hin zur Europäischen Bankenunion. 

                                                           
1 Europäische Union (Okt. 2013): „Übertragung besonderer Aufgaben im Zu-

sammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische Zent-
ralbank“ 
2 European Commission Factsheet (Sep. 2013): "Banking Union - Single Reso-

lution Mechanism (SRM)", S. 1 f., URL: http://ec.europa.eu/finance/general-
policy/docs/banking-union/dg-markt-factsheets-srm_en.pdf 

Ergänzend zum SSM ist der Ausschuss für die einheitliche Ab-

wicklung (SRM) das zentrale Entscheidungsgremium der Ban-

kenunion zur Bankenabwicklung. Sein Ziel ist es, auf Basis der 

Daten der Bankenaufsicht sicher zu stellen, dass Kreditinsti-

tute, die in ernste Schwierigkeiten geraten, effektiv abgewi-

ckelt werden können. Eine effektive Abwicklung bedeutet da-

bei die Minimierung der Kosten für die Steuerzahler und die 

Realwirtschaft.2 

Einordnung der BCBS 239 in die aufsichtsrechtliche Entwicklung 

Der Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht (BCBS) hat im Januar 

2013 das Richtlinien-Dokument: „Grundsätze für die effektive 

Aggregation von Risikodaten und die Risikoberichterstattung“ 

publiziert3. 

Die Richtlinien setzen auf Beschlüssen und Empfehlungen des 

FSB auf und ergänzen weitere internationale Initiativen bei der 

Stärkung der Risikodaten-Aggregationskapazitäten und Risiko-

berichterstattung von global (G-SIB) und national (D-SIB) sys-

temrelevanten Banken4. Die entsprechenden nationalen Vor-

gaben werden in Deutschland durch eine noch für 2015 erwar-

tete Aufnahme in die Mindestanforderungen für das Risikoma-

nagement (MaRisk) geschaffen. 

Für die nationalen (NCAs) und internationalen Aufsichtsinstan-

zen (EZB, EBA) wird mittels der BCBS 239 die Intensität und Ef-

fektivität der Bankenaufsicht erhöht, so dass der SSM auf einer 

3 Bank für Internationalen Zahlungsausgleich - BIS(Jan. 2013) der Baseler Aus-
schuss für Bankenaufsicht BCBS: "Grundsätze für die effektive Aggregation 
von Risikodaten und die Risikoberichterstattung" - BCBS 239, URL: 
http://www.bis.org/publ/bcbs239_de.pdf 
4 Bank für Internationalen Zahlungsausgleich - BIS (Jan. 2013): "Grundsätze 
für die effektive Aggregation von Risikodaten und die Risikoberichterstat-
tung" - BCBS 239, Seite 1 f., Punkt 3 u. 6, URL: 
http://www.bis.org/publ/bcbs239_de.pdf 

Makroprudenzielle Aufsicht  

Während die laufende Beaufsichtigung 

von Instituten als mikroprudenzielle Auf-

sicht bezeichnet wird, werden die Über-

wachung von aggregierten Kenngrößen 

und eine Vielzahl von Instituten betref-

fende Maßnahmen als makroprudenzi-

elle Aufsicht bezeichnet. Ziel der mak-

roprudenziellen Aufsicht ist es, Risiken 

für das gesamte Finanzsystem zu erken-

nen, zu bewerten und zu mindern. Bei 

der Umsetzung spielt in Deutschland der 

Ausschuss für Finanzstabilität (AFS) eine 

zentrale Rolle. Auf Europäischer Ebene 

nimmt neben dem Europäischen Aus-

schuss für Systemrisiken (ESRB) auch die 

Europäische Zentralbank (EZB) Aufgaben 

der makroprudenziellen Überwachung 

wahr.  

(Bundesverband öffentlicher Banken - VÖB 

(August 2014): „Makroprudenzielle Aufsicht“, 

URL: http://www.voeb.de/de/themen/ban-

kenregulierung/makroprudenzielle-aufsicht) 

Abbildung 2: Einordnung der BCBS 239 in die Bankenunion 
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einheitlichen (Daten-)Basis aufsetzen und Vergleichsdaten lie-

fern kann.5  

Abbildung 2 veranschaulicht die Einordnung der BCBS 239 in 

eine vereinfachte Darstellung der Europäischen Bankenunion. 

Basierend auf SSM und SRM übernehmen die EZB/NCAs im 

Zusammenspiel mit der EBA die Aufsicht über G-SIBs und D-

SIBs. Die Anforderungen der BCBS 239 werden über dieses 

Konstrukt an das Risikomanagement, Rechnungswesen, 

Meldewesen und Controlling der Banken herangetragen.  

Geltungsbereich 

Um die Risikodatenaggregationsfähigkeit zu stärken, müssen  

global (G-SIBs) und national (D-SIBs) systemrelevante Banken 

künftig die Richtlinien der BCBS 239 erfüllen. Neben den G-SIBs 

und D-SIBs gibt es jedoch viele Banken, die nicht als systemre-

levant (LSIs - Less Significant Institutions) eingestuft werden. 

Für LSIs wird eine nachgelagerte und eingeschränkte Maßgeb-

lichkeit durch Übernahme der Richtlinien in das jeweilige nati-

onale Recht erwartet. 

Die benannte Unterscheidung der Kreditinstitute in G-SIB und 

D-SIB ist durch das "too big to fail" Problem induziert. Auch G-

SIB Banken müssen im Fall der Fälle scheitern können. Deshalb 

wurde mit dem Single 

Resolution Mechanism 

(SRM) eine Haftungs-

kaskade formuliert, die 

zunächst die Eigentü-

mer und dann die Gläu-

biger in Anspruch 

nimmt. Der Steuerzah-

ler (die Volkswirtschaft) 

steht in der Haftungs-

kaskade an letzter 

Stelle.6  

Das "too big to fail" 

Problem existiert je-

doch nicht ausschließ-

lich auf globaler Ebene, 

sondern auch auf natio-

naler Ebene. Auf natio-

naler Ebene sind von 

dieser Problematik Kre-

ditinstitute betroffen, 

die, wenn sie unter 

                                                           
5 Bank für Internationalen Zahlungsausgleich - BIS (Jan. 2013): "Grundsätze 
für die effektive Aggregation von Risikodaten und die Risikoberichterstat-
tung" - BCBS 239, S. 3 Punkt 12, URL: 
http://www.bis.org/publ/bcbs239_de.pdf 
6 Dr. Joachim Nagel - Deutsche Bundesbank (Dez. 2014): "Wandel der IT-An-

forderungen an Banken durch die gemeinsame Bankenaufsicht", Kapitel 2 

Stress geraten, einen relevanten Einfluss auf das jeweilige na-

tionale Finanzsystem und die nationale Wirtschaft haben. Den 

nationalen Aufsichtsbehörden wird aus dem zuvor genannten 

Grund ausdrücklich empfohlen, die Grundsätze der BCBS 239 

auch auf Banken anzuwenden, die als national systemrelevant 

(D-SIB) eingestuft werden.  

Eine solche nationale D-SIB-Rahmenregelung ist als Ergänzung 

zur G-SIB-Regelung zu verstehen, wobei der Schwerpunkt auf 

den Auswirkungen liegt, welche die Notlage oder der Ausfall 

von Banken (einschl. international tätiger Banken) auf die nati-

onale Wirtschaft haben würde. Die D-SIB-Rahmenregelungen 

werden von den lokalen Aufsichtsinstanzen (NCAs) ausgearbei-

tet, die die Auswirkungen eines Ausfalls auf das lokale Finanz-

system und die lokale Wirtschaft am besten einschätzen kön-

nen. 

Das hat zwei Konsequenzen:  

Erstens: Um den strukturellen Merkmalen der einzelnen Län-

der Rechnung zu tragen, sollte den nationalen Aufsichtsinstan-

zen bei der Beurteilung und der Anwendung von Maßnahmen 

ein angemessener Ermessensspielraum zuerkannt werden. 

Dies steht im Widerspruch zum normierenden Ansatz in der G-

SIB-Rahmenregelung. 

Zweitens: Da eine D-SIB-Rahmenregelung aber auch für die 

Einschränkung grenzüberschreitender Externalitäten - auf-

grund der Ansteckungsgefahr auf regionaler oder bilateraler 

Ebene - relevant ist, ist es für eine größere Gruppe von Ländern 

von Interesse, wie wirksam die lokalen Instanzen die Risiken 

einzelner Banken handhaben. Daher wird mit einer Rahmenre-

gelung ein Mindestkatalog von Grundsätzen eingeführt, die die 

G-SIB-Rahmenregelung ergänzen, grenzüberschreitende Ex-

ternalitäten angemessen berücksichtigen und einheitliche 

Spielregeln fördern. 7 

Da hier die nationalen Behörden einen größeren Gestaltungs-

spielraum haben, um die strukturellen Besonderheiten ihres 

Bankensektors zu berücksichtigen, wird das FSB primär darauf 

achten, dass die Unterschiede in der Ausgestaltung der natio-

nalen Rahmenwerke nicht zu Wettbewerbsverzerrungen füh-

ren. 

Zeitlicher Rahmen 

Bis wann eine Bank die Grundsätze der BCBS 239 umzusetzen 

hat, hängt davon ab, ob sie als G-SIB oder D-SIB (Significant In-

stitutions – SIs) eingestuft wurde, oder ob sie zu den LSIs zählt.  

Punkt 3, URL: https://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Re-
den/2014/2014_12_03_nagel.html 
7 Bank für Internationalen Zahlungsausgleich - BIS( 2012): "Rahmenregelung 

für den Umgang mit national systemrelevanten Banken" - BCBS 233, URL: 
http://www.bis.org/publ/bcbs233_de.pdf 

Too big to fail 

Als „too big to fail“ (zu groß, um zu 

scheitern) bezeichnet man Unterneh-

men, deren Insolvenz die Volkswirt-

schaft mit höheren Kosten belasten 

würde als ihre Rettung. Auf dem Finanz-

markt gelten nach Einschätzung des Fi-

nanzstabilitätsrats (FSB) derzeit 28 Ban-

ken und neun Versicherungsunterneh-

men als so groß, dass ihr Zusammen-

bruch das Finanzsystem gefährden 

würde. Der Begriff „too big to fail“ wird 

oft auch stellvertretend verwendet für 

andere Eigenschaften, die Systemrele-

vanz ausmachen, wie „too complex to 

fail“ (zu komplex, um zu scheitern) und 

„too interconnected to fail“ (zu ver-

netzt, um zu scheitern).  

(Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-

sicht - BaFin (Okt. 2013): " Systemrelevante 

Finanzunternehmen“, URL: 

http://www.bafin.de/SharedDocs/Veroef-

fentlichungen/DE/Facharti-

kel/2013/fa_bj_2013_10_too_big_to_fail.ht

ml  
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Die vollständige Umsetzung der BCBS 239 ist für G-SIBs ab Ja-

nuar 2016 verpflichtend, wobei die Umsetzungsfortschritte be-

reits seit 2013 von den nationalen Aufsichtsbehörden über-

wacht und dokumentiert werden.  

Für D-SIBs ist die Umsetzung der Richtlinien - nach der Benen-

nung - in einem Zeitraum von drei Jahren verpflichtend. Für 

LSIs wird in Deutschland eine Umsetzungsverpflichtung aus der 

fünften MaRisk Novelle erwartet. Es ist damit zu rechnen, dass 

der prinzipienorien-

tierte Charakter und das 

Proportionalitätsprinzip 

den MaRisk erhalten 

bleiben und die BCBS 

239 für kleinere Banken 

in einer abgeschwäch-

ten Form zu erfüllen 

sind. 

Da G-SIBs die Anforde-

rungen der BCBS 239 

bereits im Januar 2016 

erfüllen müssen, wird 

sich im Aufsichts-/Ban-

kensektor der Schwer-

punkt der weiteren Ar-

beiten 2016 von den G-

SIBs auf die D-SIBs verla-

gern und insbesondere 

auf der Ausgestaltung der D-SIB Rahmenwerke liegen.8  

                                                           
8BaFin Journal (Okt. 2013): "Systemrelevante Finanzunternehmen", S. 31 
URL: http://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/DE/BaFinJour-
nal/2013/bj_1310.pdf;jsessio-
nid=AE0054A52058137E7B376133B54B6449.1_cid363?__blob=publication-
File&v=6 

Zielsetzung der BCBS 239 

Die BCBS 239 formulieren regulatorisch erstmals klare Grund-

sätze für eine ordnungsgemäße Datenaggregation und Risiko-

berichterstattung bei Banken. 

Zielsetzung der Anforderungen ist dabei die Stärkung der Risi-

kodaten-Aggregations-Prozesse und Verfahren zur Risikobe-

richterstattung, um schlussendlich zu wesentlichen Verbesse-

rungen in der Geschäftsführung beizutragen, sowie eine 

schnellere und bessere Risikoeinschätzung durch die Aufsicht 

und den Markt zu ermöglichen. Die wesentlichen Ziele der 

BCBS 239 sind9: 

 Verbesserung der Infrastruktur für die Berichterstat-

tung 

 Verbesserung der konzernweiten Entscheidungspro-

zesse 

 Verbesserung der Informationsverwaltung 

 Reduzierung der Wahrscheinlichkeit und der Größen-

ordnung von Verlusten aufgrund von Schwächen im 

Risikomanagement 

 Gewährleistung einer schnelleren Verfügbarkeit von 

Informationen mit unmittelbaren Auswirkungen auf 

die Schnelligkeit der Entscheidungsprozesse 

 Verbesserung der Qualität der strategischen Planung 

innerhalb des Bankkonzerns, sowie der Fähigkeit, die 

Risiken neuer Produkte und Dienstleistungen zu steu-

ern 

Zusammenfassend erhalten die Banken bei Umsetzung der An-

forderungen eine leistungsfähige und kräftige Risikofunktion, 

die zu mehr Effizienz, einer geringeren Verlustwahrscheinlich-

keit, einem verbesserten strategischen Entscheidungsprozess 

und damit letztlich zu einer höheren Rentabilität beiträgt. 

Für die Bankenaufsichtsinstanzen sind die BCBS 239 eine Er-

gänzung, um die Intensität und Effektivität der Bankenaufsicht 

zu erhöhen. Für Liquidationsbehörden ermöglicht eine verbes-

serte Risikodatenaggregation eine reibungslosere Abwicklung, 

wobei das Risiko einer potenziellen Belastung der Steuerzahler 

verringert wird.10  

9 Bank für Internationalen Zahlungsausgleich - BIS (Jan. 2013): "Grundsätze 
für die effektive Aggregation von Risikodaten und die Risikoberichterstat-
tung" - BCBS 239, S. 3 Punkt 10, URL: 
http://www.bis.org/publ/bcbs239_de.pdf 
10 Bank für Internationalen Zahlungsausgleich - BIS (Jan. 2013): "Grundsätze 
für die effektive Aggregation von Risikodaten und die Risikoberichterstat-
tung" - BCBS 239, S. 3 Punkt 12, URL: 
http://www.bis.org/publ/bcbs239_de.pdf 

Proportionalitätsprinzip 

Das Proportionalitätsprinzip stellt si-

cher, dass die Vorschriften der MaRisk 

auf eine Art und Weise angewendet 

werden, die der Wesensart, dem Um-

fang und der Komplexität der Risiken an-

gemessen ist, die mit der Tätigkeit der 

jeweiligen Bank einhergehen. Die Fort-

führung des Proportionalitätsprinzips im 

Rahmen der Aufsicht ist im Jahresbe-

richt der BaFin 2014 dargestellt und 

kann somit für die fünfte MaRisk Novelle 

erwartet werden. 

(Dt. Sparkassen- und Giroverband (Feb. 2014): 

„Mindestanforderungen an das Risikoma-

nagement - Interpretationsleitfaden“, S. 19 ff.,  

Bundesanstalt für Finanzaufsicht – BaFin 

(2015): „Jahresbericht der Bundesanstalt für 

Finanzdienstleistungsaufsicht“, S.88 und S.99) 

Abbildung 3: BCBS 239 Umsetzungszeitplan 
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Umsetzungsstand G-SIBs 

Die Implementierung der BCBS 239 wird für G-SIBs von den na-

tionalen Aufsichtsbehörden seit 2013 begleitet.11  

Hierfür sind zwei Self-Assessments durchgeführt worden, in 

denen alle 31 G-SIBs (zum Zeitpunkt des Self-Assessments 31, 

mittlerweile sind nur noch 28 Banken als G-SIB eingestuft) ihre 

aktuelle Compliance bewerten, sowie qualitative Angaben zur 

Compliance machen mussten.  

Die Ergebnisse der Self-Assessments zeigen, dass die Anforde-

rungen der BCBS 239 die Banken vor große Herausforderungen 

stellen. Vor allem im Bereich IT Infrastruktur (Grundsatz 2 – IT 

Infrastruktur) und Risikodatenaggregation (Grundsatz 3 – In-

tegrität und Grundsatz 6 – Anpassungsfähigkeit) erfüllen die G-

SIBs zu einem Großteil aktuell nicht die Anforderungen. Die 

Problematik bei der Erfüllung dieser Anforderungen liegt regel-

mäßig in der separierten Datenhaltung in unterschiedlichen 

Fachbereichen, den damit verbundenen manuellen Work-

arounds, sowie den unterschiedlichen IT-Systemen. Diese 

Diversität in der Architektur führt zu einer Limitierung der In-

tegrations- und Aggregationsfähigkeit und somit zu beschränk-

ter Leistungsfähigkeit in der Banksteuerung. 

In diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, dass die Banken 

sich in den Bereichen der Risikoberichterstattung grundsätzlich 

besser bewerten, als in den Bereichen Governance und Aggre-

gation. Dies ist aus Sicht der Aufseher jedoch zu hinterfragen. 

Die Aufsicht sieht die jeweiligen Anforderungen zu den einzel-

nen Bereichen als miteinander verbunden an. So ist die Erfül-

lung der Anforderungen für Governance und Aggregation 

Grundlage zur Erfüllung der Anforderungen in der Risikobe-

richterstattung. 

Zusätzlich haben die Self-Assessments ergeben, dass 14 Ban-

ken davon ausgehen, mindestens einen Grundsatz nicht bis 

Ende 2015 / Anfang 2016 erfüllen zu können. Die Aufsicht hin-

terfragt an dieser Stelle ebenfalls die restlichen G-SIBs bezüg-

lich ihrer Angabe zur Compliance im Januar 2016, da in den ak-

tuellen Projekten eine hohe Komplexität vorherrscht und teil-

weise weitreichende und langläufige IT-Projekte für die Umset-

zung benötigt werden. 

Vor diesem Hintergrund legt der Baseler Ausschuss den natio-

nalen Aufsichtsbehörden nahe, die Implementierung der BCBS 

239 weiter zu begleiten, sowie – wenn nötig – Mittel zu ergrei-

fen, den BCBS 239 Anforderungen Nachdruck zu verschaffen. 

Diese Mittel reichen von der Sammlung weiterer Informatio-

nen über Strafen bis hin zur Erhöhung der Mindestkapitalan-

forderungen für das jeweilige Institut. 

                                                           
11 Bank für Internationalen Zahlungsausgleich - BIS (Dez. 2013): " Progress in 
adopting the principles for effective risk data aggregation and risk reporting", 

Übergreifend zeigt der Umsetzungsstand der G-SIBs, dass die 

Umsetzung der BCBS 239 große Investitionen und Herausfor-

derungen für die betroffenen Banken bedeuten. Es gilt die be-

stehende Datenarchitektur, IT-Infrastruktur und Data-Gover-

nance zu analysieren und notwendige Anpassungen gemäß 

den Richtlinien der BCBS 239 vorzunehmen. 

Grundlegender Aufbau, Inhalt & Geltungsbereich der BCBS 239 

Die BCBS 239 lassen sich inhaltlich in vier Teilbereiche gliedern 

und beinhalten insgesamt 14 Grundsätze (siehe Abbildung 4). 

Für die Kreditinstitute sind von den vier Bereichen drei unmit-

telbar relevant: (I) Governance und Infrastruktur, (II) Aggrega-

tionskapazität, sowie (III) Risikoberichterstattung. Der vierte 

Bereich (IV) Aufsichtsperspektive betrifft vor allem die Banken-

aufsicht.  

Über alle Bereiche hinweg zeigen sich wiederkehrende Anfor-

derungen, die die zentralen Eckpfeiler der BCBS 239 Anforde-

rungen bilden. Daher ist die Erfüllung der Anforderungen in 

den einzelnen Themenbereichen stark voneinander abhängig.  

Die Eckpfeiler der BCBS 239 sind:  

1. Genauigkeit / Integrität  

Die Risikodaten und die Risikoberichterstattung haben 

möglichst genau und zu anderen internen Quellen abge-

stimmt vorzuliegen. 

2. Vollständigkeit & Klarheit 

Die Risikodaten und Risikoberichte haben vollständig (über 

alle wesentlichen Einheiten Risiken hinweg) und selbster-

klärend vorzuliegen. 

3. Zeit (Aktualität & Häufigkeit) 

Die Risikodaten und Risikoberichte sind in einem zeitlich 

angemessenen Rahmen zu erheben. Das betrifft sowohl die  

 

BCBS 268, URL: http://www.bis.org/publ/bcbs268.pdf und Bank für Internati-
onalen Zahlungsausgleich - BIS (Mai 2010): " Attributing systemic risk to indi-
vidual institutions" BCBS 308 URL: http://www.bis.org/publ/work308.pdf 

Abbildung 4: Inhalt und Gliederung der BCBS 239 

Vier Bereiche der BCBS 239 und deren 14 Grundsätze
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Aktualität als auch die Häufigkeit der Erhebung und Ver-

breitung. 

Die Grundsätze der BCBS 239 sind für alle Risikomanagement-

daten – sämtliche Daten, die zur Steuerung der Risiken benö-

tigt werden – einer Bank gültig. Risikoarten werden im Gel-

tungsbereich nicht explizit ein- oder ausgeschlossen. Vielmehr 

wird auf den Wesentlichkeitsgrundsatz verwiesen, der aussagt, 

dass nur Daten exkludiert werden können, wenn der Entschei-

dungsprozess davon unbeeinflusst bleibt. Grundsatz 5 „Aktua-

lität“ zeigt jedoch auf, dass die folgenden Risikoarten im Fokus 

stehen: Kreditrisiko, Kontrahentenrisiko, Handelsrisi-

ken/Marktrisiken, Liquiditätsrisiken und Operationelle Risiken. 

Sofern erforderlich sind weitere wesentliche Risikoarten für 

die individuelle Bank zu berücksichtigen. 

Zusätzlich werden alle wichtigen Risikomanagementmodelle 

explizit in den Geltungsbereich der BCBS 239 inkludiert. Zu die-

sen Modellen gehören unter anderem Modelle für die Säule-1-

und Säule-2-Kapitalanforderungen oder Value-at-Risk-Mo-

delle.12 

Detaillierte Darstellung der BCBS 239 

Der Grundsatz Governance, im Bereich (I) der BCBS 239 unter-

stellt die Risikodatenaggregation und Risikoberichterstattung 

direkt dem obersten Verwaltungsorgan – dem Vorstand. Es 

sind Rahmenbedingungen zu schaffen, die die Identifizierung, 

Bewertung und Steuerung von Datenqualitätsrisiken fördern. 

Solide Rahmenbedingungen führen dazu, dass die Risikodaten-

Aggregationskapazitäten und Verfahren zur Risikoberichter-

stattung vollständig dokumentiert und validiert sind, bei stra-

tegischen Entscheidungen berücksichtigt und von der Konzern-

struktur einer Bank nicht beeinflusst werden. 

Des Weiteren erfordern die neuen Bankenregeln die aktive Be-

teiligung der Geschäftsleitung an der Umsetzung der Grund-

sätze. Die Geschäftsleitung trägt die Verantwortung dafür, 

dass genaue Informationen durch die Risikoberichterstattung 

zur Verfügung gestellt werden. Falls Beschränkungen für eine 

vollkommene Risikodatenaggregation bestehen, ist sicherzu-

stellen, dass diese dem obersten Verwaltungsorgan bekannt 

sind. Schlussendlich ist die Geschäftsleitung für die Etablierung 

einer robusten Risikokultur und für die Festlegung und Über-

mittlung einer gruppenübergreifenden Risikoakzeptanz ver-

antwortlich. 

Somit spielen die Verwaltungsgruppen in der Risikoberichtser-

stattung der Bank eine zentrale Rolle. Das oberste Verwal-

tungsorgan und die Geschäftsleitung haben die Häufigkeit und 

die Verbreitungsstandards der Berichterstattung festzulegen. 

In diesen Zusammenhang ist die Häufigkeit den Bedürfnissen 

                                                           
12 Bank für Internationalen Zahlungsausgleich - BIS (Jan. 2013): "Grundsätze 

für die effektive Aggregation von Risikodaten und die Risikoberichterstat-
tung", S.4f, S.10 

der Adressaten und der Art der Risiken, sowie der Geschwin-

digkeit, mit der Risiken sich wandeln können, anzupassen. Zu-

sätzlich zur angemessenen Häufigkeit haben die Risikoberichte 

die richtige Balance zwischen quantitativen und qualitativen 

Daten zu enthalten, um für die Adressaten selbsterklärend und 

nützlich zu sein. Die Banken müssen somit regelmäßig ihre Pro-

duktionskapazitäten der Berichte auf Genauigkeit und Aktuali-

tät - sowohl unter gewöhnlichen Umständen als auch in Stress-

phasen – überprüfen. 

Im Bereich Daten wird in den BCBS 239 gefordert, dass die Da-

tenqualität laufend auf einem vorher definierten Niveau liegt. 

Hierfür sind Risikodaten regelmäßig mit anderen internen 

Quellen (zum Beispiel Finanzdaten) abzugleichen. Es ist ein um-

fassendes Kontrollsystem für das Datenmanagement erforder-

lich, Datenqualitätsstandards sind zu definieren und ein Moni-

toring zur Überwachung der Datenqualität ist zu etablieren. 

Die Banken haben alle wesentlichen Risiken zu identifizieren, 

zu bewerten und zu überwachen und die Verfügbarkeit der Ri-

sikodaten in einem angemessenen zeitlichen Rahmen sicher-

zustellen. 

Mithin ist die IT-Infrastruktur so zu gestalten, aufzubauen und 

zu betreuen, dass die 

Risikodaten-Aggregati-

onskapazitäten und 

Verfahren bzw. Pro-

zesse zur Risikobericht-

erstattung sowohl un-

ter gewöhnlichen Um-

ständen, als auch in 

Stressphasen voll unter-

stützt werden. 

Die Bank hat insbeson-

dere die IT-Infrastruktur 

für die Berichterstat-

tung von solchen Infor-

mationen zu verbes-

sern, die vom obersten 

Verwaltungsorgan und 

der Geschäftsleitung 

zur Identifizierung, 

Überwachung und 

Steuerung von Risiken 

angewendet werden. 

Die Weiterentwicklung 

der IT-Infrastruktur 

sollte zur Reduzierung 

Three Lines of Defense Modell  

Zur Optimierung der unternehmensspe-

zifischen Kontroll- und Überwa-

chungstätigkeiten wird häufig das Three 

Lines of Defense Modell herangezogen. 

1. Front Office 

Im Front Office mit direkten Kundenkon-

takt entsteht das Risiko aus den zuge-

ordneten Geschäftsprozessen. Das 

Front Office hat das Risiko einzuschät-

zen und entsprechend zu steuern. 

2. Risikomanagement 

Das Risikomanagement hat die Aufgabe 

zur weiteren Identifizierung, Messung, 

Überwachung und Reporting der Risiken 

auf unternehmensweiter Basis.  

3. Interne Revision 

Der internen Revision kommt die Durch-

führung von unabhängigen, risikobezo-

genen und allgemeinen Überprüfungen 

der Risikosteuerung zu. 

(Bank für Internationalen Zahlungsausgleich - 

BIS( 2012): "The internal audit function in 

banks" - BCBS 223 

Bank für Internationalen Zahlungsausgleich - 

BIS( 2014): " Corporate governance principles 

for banks" - BCBS 294) 
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von Komplexität und dem Ersatz von manuellen Prozessen füh-

ren, was wiederum die Verlässlichkeit und die Verfügbarkeit 

der Information erhöht. Das heißt, Banken haben leistungsfä-

hige, sowie flexible Datenaggregationskapazitäten zu entwi-

ckeln und zu pflegen, um interne wie externe Entwicklungen, 

einschließlich regulatorischer Änderungen, kurzfristig integrie-

ren zu können. 

Um das Bankenrisiko effektiv managen zu können, reichen ge-

naue, vollständige und aktuelle Risikodaten alleine nicht aus. 

Die interne und externe Risikoberichterstattung der Zukunft ist 

zusätzlich exakt, schnell verfügbar und anpassungsfähig zu ge-

stalten und hat alle wesentlichen Risikofelder innerhalb des In-

stitutes abzudecken. Die Risikomanagementberichte haben 

nicht nur aktuelle, sondern auch zukunftsorientierte Risikoein-

schätzungen zu enthalten, die Aufnahme von neu entstehen-

den Risiken, in das Berichtswesen, muss jederzeit möglich sein. 

In der Berichterstattung ist zu gewährleisten, dass die Erstel-

lung von Standardrisikoberichten automatisiert erfolgt, gleich-

zeitig aber flexible Analysemöglichkeiten vorliegen. Um beste-

hende Defizite im Risikoreporting zu beheben, müssen gege-

benenfalls bestehende Business-Intelligence-Lösungen erwei-

tert oder abgelöst werden. 

Die Datenhaltung für Risikoberichte ist künftig nicht mehr se-

parat nur für das Risikomanagement zu betrachten, sondern es 

sind sämtliche Abteilungen und deren Datenhaushalte einzu-

beziehen. Insbesondere die Integration von Risiko- und Finanz-

daten, die aktuell häufig in unterschiedlichen Silos gehalten 

werden, steht im Vordergrund der BCBS 239. 

Die Implementierung einer kontinuierlichen und institutions-

weiten Risikodatenaggregation und Risikoberichterstattung 

erfordert ebenfalls eine funktionierende Notfallplanung. Da-

her sind alle Anforderungen auch mit Hinblick auf die Notfall-

planung zu analysieren. Datenaggregationskapazitäten und Ri-

sikoberichterstattung müssen unmittelbar in die Notfallpla-

nung der Bank integriert und einer Analyse der Auswirkungen 

auf die Geschäftstätigkeit unterzogen werden. 

Implementierungsansatz für Banken 

Die Anforderungen der BCBS 239 stellen komplexe miteinan-

der verknüpfte und mehrere Bereiche der Bank abdeckende 

Anforderungen auf, obwohl diese sich im Grundsatz an die so-

genannte „Zweite Verteidigungslinie“, das Risikomanagement, 

richten. Durch die weitreichenden Anforderungen an das Risi-

komanagement sind auch diverse angrenzende Bereiche be-

troffen. Diese sind unter anderem der Vorstand, Finanzen, IT, 

die erste Verteidigungslinie (das Front Office), sowie die dritte 

Verteidigungslinie (die Interne Revision). 

Abbildung 5: Mehrdimensionaler Ansatz zur BCBS 239 Compliance 

Europäische Bankenaufsicht

Compliance
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Vor allem im Bereich Risikomanagement werden die kom-

plette IT-Infrastruktur, alle zentralen Prozesse, Aggregations-

kapazitäten und Dokumentationen – und das über alle wesent-

lichen Risikoarten hinweg – hinterfragt.  

Für die Erfüllung der Anforderungen gilt es, die Anforderungen 

in Zusammenhang mit dem einzelnen Institut zu stellen und 

Implikationen für das einzelne Institut abzuleiten. Dabei ist si-

cherzustellen, dass alle Implikationen für alle Risikoarten iden-

tifiziert werden. Zusätzlich ist die Komplexität soweit zu redu-

zieren, dass ein Gesamtbild der notwendigen Anpassungen 

entsteht, dass verständlich und transportierbar ist, sodass Um-

setzungsprojekte darauf aufgebaut werden können, ohne Im-

plikationen zu vernachlässigen. 

Ein Lösungsansatz zur Sicherstellung von Vollständigkeit und 

Reduktion von Komplexität ist ein mehrdimensionaler Ansatz 

aus den BCBS 239 Anforderungen, den unterschiedlichen Risi-

koarten und Modellen, sowie der Gruppierung der Implikatio-

nen auf Handlungsfelder. 

Abbildung 5 visualisiert diesen mehrdimensionalen Ansatz mit 

den im nächsten Kapitel hergeleiteten Handlungsfeldern (Da-

ten, IT-Infrastruktur, Reporting-Prozesse, Governance und 

Notfallplanung). 

Den Rahmen des Modells bildet der Geltungsbereich (a) beste-

hend aus den relevanten Risikoarten und Modellen, die in der 

Analyse der Anforderungen und in der Implementierung be-

rücksichtigt werden müssen. 

 

Als zentrales Element der Analyse dienen die vier Bereiche der 

BCBS 239 mit den dazugehörigen 14 Grundsätzen (b). 

Die identifizierten Handlungsfelder (c) dienen zur Überleitung 

und Bündelung der BCBS 239 Anforderungen in die individuelle 

Bankenorganisation. Für die Implementierung bilden die Hand-

lungsfelder den Ausgangspunkt der Projektorganisation und  

somit der Strukturierung der Grundsätze für das Umsetzungs-

projekt. Aus den Handlungsfeldern und dem identifizierten An-

passungsbedarf werden Teilprojekte abgeleitet, die sicherstel-

len, dass alle erforderlichen Anpassungen und Erweiterungen 

in der Risikodatenaggregation und Risikoberichterstattung 

durchgeführt werden. 

Durch das Zusammenspiel aus Geltungsbereich und Anforde-

rungen der BCBS 239 wird sichergestellt, dass alle relevanten 

Risikoarten und Modelle berücksichtigt werden und Vollstän-

digkeit gewährleistet ist (d). Zusätzlich werden alle Implikatio-

nen für das einzelne Institut gruppiert und eine Reduktion der 

Komplexität erreicht (e), was schlussendlich dazu führt, die An-

forderungen und Implikationen verständlich und beherrschbar 

zu machen. 

Herleitung der Handlungsfelder 

Eine Möglichkeit zur Herleitung von Handlungsfeldern ist die 

Betrachtung des Prozess- und Datenflusses der verarbeiteten 

Daten von der Eingabe im Front Office, bis hin zum Reporting 

an den Vorstand bzw. der Prüfung durch die interne Revision 

(siehe Abbildung 6). Durch die Betrachtung des vollständigen  

 

Abbildung 6: Ableitung der Handlungsfelder für BCBS 239 
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Prozesses wird garantiert, dass die abgeleiteten 

Handlungsfelder vollständig und lückenlos sind.  

Das erste Handlungsfeld ergibt sich hierbei aus der Eingabe der 

Daten (1) im Front-Office. Die Daten stellen von der Generie-

rung im Front Office bis hin zum Reporting an den Vorstand das 

zentrale Element des Risikoreportings dar. 

Nach Eingabe der Daten werden diese durch die IT-Infrastruk-

tur (2) unter Berücksichtigung der Risikomodelle weiterverar-

beitet und dem Risikomanagement zur Verfügung gestellt.  

Im Risikomanagement werden die Daten aggregiert, weiter 

aufbereitet und mit internen Quellen abgestimmt (z.B. Finanz-

kennzahlen). Zentrales Element sind in diesem Verarbeitungs-

schritt die Reporting-Prozesse (3). 

Schlussendlich werden die Daten bzw. Reports den zuständi-

gen Entscheidungsträgern / Vorständen vorgelegt bzw. durch 

Wirtschaftsprüfer und interne Revision geprüft. Alle Prozesse 

und Zuständigkeiten hierfür sind in einer übergreifenden 

Governance (4) festzulegen. 

In den BCBS 239 wird zusätzlich angefordert, dass die Datenag-

gregationskapazitäten auch in Notfallszenarien funktionieren 

müssen. Daher sind auch alle Anforderungen hinsichtlich der 

Relevanz im Bereich Notfallplanung (5) zu analysieren. 

Mit diesen fünf Handlungsfeldern sind alle Bereiche, die mit 

dem Reporting von Risikodaten in Zusammenhang stehen – 

von der Eingabe bis hin zum Reporting an den Vorstand bzw.  

Prüfung durch den Wirtschaftsprüfer – abgedeckt und eine  

strukturierte Analyse der Anforderungen auf das einzelne Insti-

tut ist möglich.  

Fazit: Viele Herausforderungen, zahlreiche Chancen 

Die Bemühungen der G20, die nationalstaatlichen Aufsichtsbe-

hörden durch verstärkte Zusammenarbeit auf Basis von inter-

national gültigen Standards zu einer stabileren Finanzordnung 

zu führen, haben die BCBS 239 hervorgebracht und sind im 

Rahmen der europäischen Bankenunion für G-SIBs innerhalb 

des SSM gültig. Die EZB bzw. die nationalen Aufsichtsbehörden 

begleiten dabei die betroffenen G-SIBS auf dem Umsetzungs-

pfad bis Januar 2016 unter anderem durch Self-Assessments. 

Die bisherigen Self-Assessments zeigen, dass die Anforderun-

gen der BCBS 239 die Banken vor große Herausforderungen 

stellen. 

Kurzfristig bedeutet die Umsetzung der regulatorischen Anfor-

derungen für einige Kreditinstitute in personeller, wie auch 

technischer Sicht, erhebliche Aufwände. Grundsätzlich wird 

das Risikomanagement in Zukunft komplexer. Die Reporting-

Frequenz wird zunehmen und regulatorische Anforderungen 

werden insbesondere in Krisenzeiten zeitnah zu erfüllen sein. 

Ein Indikator für den aktuellen Handlungsbedarf sind die für 

die betroffenen Banken durchgeführten EZB Stresstests, Ba-

lance-Sheet-Assessment- (BSA), Asset-Quality-Review- (AQR) 

und Short-Term-Exercise- (STE) Anfragen. 

Auf Basis dieser Erfahrungen wird deutlich: die BCBS 239 be-

dingen eine möglichst flexible und kurzfristig erweiterbare Lö-

sung. Die Integrität der Lösung darf jedoch unter der Flexibili-

tät nicht leiden. Die Schwierigkeit besteht hier insbesondere in 

der Zusammenführung der meist in unterschiedlichen Fachbe-

reichen separierten Datenhaltung und der daraus resultieren-

den Heterogenität in der Systemlandschaft, fernab einer leis-

tungsfähigen Architektur zur Banksteuerung. 

Bei der Implementierung ist essentiell, alle Anforderungen für 

das einzelne Institut zu analysieren und alle sich daraus erge-

benden Implikationen zu identifizieren, sowie Handlungsfelder 

abzuleiten, um Komplexität zu reduzieren und die notwendi-

gen Anpassungen transparent und verständlich zu machen. 

Mittelfristig werden die nationalen Aufsichtsbehörden die 

Grundsätze der BCBS 239 über die systemrelevanten Banken 

hinaus anwenden. In Deutschland wird die Übernahme der 

Grundsätze in die MaRisk erwartet. 

Langfristig bieten die BCBS 239 für die obersten Entschei-

dungsträger im Risikomanagement zahlreiche Chancen die 

Qualität von Steuerungsgrundlagen entscheidend weiter zu 

entwickeln. Dazu muss es gelingen, aus den Reporting-Inhalten 

auch Handlungsempfehlungen abzuleiten, die das Manage-

ment frühzeitig in die Lage versetzen, die richtigen Steuerungs-

maßnahmen abzuleiten. 
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